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Wahlprüfsteine der Neuen Richter*innenvereinigung zur Landtagswahl BW 2026

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bitten Sie, die folgenden Fragen vor der anstehenden Landtagswahl zu beantwor-
ten, um unseren Mitgliedern und der Öffentlichkeit eine Wahlentscheidung auch ent-
lang justizpolitischer Themen zu ermöglichen.

Bewahrung der justiziellen Unabhängigkeit

Rechtsextreme Parteien wie die AfD arbeiten systematisch an der Delegitimierung der 
Justiz. Regierungsbeteiligungen nutzen sie konsequent, um die Unabhängigkeit der 
Justiz einzuschränken und sich justizieller Kontrolle zu entziehen. Dies lehren das bishe-
rige Vorgehen der AfD und die Entwicklungen in anderen Ländern, in denen vergleich-
bare Parteien an der Macht waren oder sind. 

Durch die fehlende institutionelle Verankerung der Unabhängigkeit der Justiz in 
Deutschland und die Einflussmöglichkeiten der Justizministerien bei Organisation und 
Karrieren bestehen im Fall einer Regierungsübernahme durch die AfD konkrete Gefah-
ren für das deutsche Justizsystem, die zuletzt das „Justiz-Projekt“ des Verfassungsblogs 
aufgezeigt hat.

1. Teilen Sie die Einschätzung, dass die kommende Legislaturperiode dringend 
dazu genutzt werden muss, die Justiz „sturmfest“ zu machen, d.h. ihre Unabhän-
gigkeit auch für den Fall zu gewährleisten, dass in Zukunft eine rechtsextreme 
Partei wie die AfD an der Regierung beteiligt ist oder gar die Justizminister*in 
stellt?
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Wir teilen die Einschätzung, dass die Unabhängigkeit der Justiz proaktiv geschützt wer-
den muss. Daher fordern wir die Einführung einer Antifaschismus-Klausel in der Lan-
desverfassung, die alle staatlichen Institutionen dazu verpflichtet, aktiv an der Zurück-
drängung der extremen Rechten mitzuwirken.

2. Halten Sie es insgesamt für sinnvoll die justizielle Selbstverwaltung so weit wie 
verfassungsrechtlich möglich auszubauen, um die Justiz vor Übergriffen einer 
möglichen rechtsextremen und rechtsstaatsfeindlichen Exekutive zu schützen?

Ja, zur Sicherung der strukturellen Unabhängigkeit der Justiz streben wir die Einführung 
von Justizräten an, um die Selbstverwaltung der Gerichte und Staatsanwaltschaften zu 
ermöglichen. Die Justiz soll ihre Aufgaben in die eigenen Hände nehmen, anstatt exeku-
tiv durch das Justizministerium geleitet zu werden.

3. Wie möchten Sie den Prozess der Auswahl und Ernennung von Proberichter* 
innen absichern? Welche Form der Beteiligung der Mitbestimmungsgremien 
unterstützen Sie? Befürworten Sie insbesondere Rechenschafts- und Transpa-
renzpflichten auch im Hinblick auf abgelehnte Bewerber*innen des Justizminis-
teriums gegenüber den Mitbestimmungsgremien?

Wir fordern eine Demokratisierung der Justiz, bei der Richter*innen und 
Staatsanwält*innen ausschließlich durch Richter*innenwahlausschüsse ernannt wer-
den, um den maßgeblichen Einfluss der Justizministerien zu beenden.

4. Welche Maßnahmen sind Ihrer Meinung nach erforderlich, um Beförderungen 
nach politischer Loyalität in der baden-württembergischen Justiz zu verhindern?

Um politische Einflussnahme zu verhindern, fordern wir eine konsequente Demokrati-
sierung der Justizstrukturen. Strukturelle Fehlkonstruktionen in Behörden, die Demo-
kratiedefizite begünstigen, wollen wir durch unabhängige Expert*innenkommissionen 
aufspüren und beheben.

5. Wie wollen Sie verhindern, dass Disziplinarverfahren als Einschüchterungsin-
strument gegenüber politisch unliebsamen Richter*innen und Staatsanwält*in-
nen eingesetzt werden?

Disziplinarmaßnahmen dürfen keine Instrumente der Einschüchterung sein. Unser An-
satz sieht vor, die unabhängige Kontrolle zu stärken, beispielsweise durch die Einbezie-
hung von Justizräten und die konsequente Trennung von Exekutive und Judikative.

6. Mit welchen Maßnahmen wollen Sie die Justiz vor Angriffen im Bereich der Ge-
richtsorganisation schützen, also eine Steuerung beispielsweise über Zustän-
digkeitsverschiebungen oder über neue, mit loyalen Richter*innen besetzte 
Spruchkörper?
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Die Linke lehnt eine Steuerung der Justiz durch exekutive Eingriffe ab. Eine selbstver-
waltete Justiz, die ihre Aufgaben eigenständig organisiert, ist der beste Schutz gegen 
willkürliche Zuständigkeitsverschiebungen.

7. Wie wollen Sie die Justiz schützen vor einem „Defunding“, also dem Entzug oder 
der willkürlichen (Um-)Verteilung von Haushaltsmitteln, die die Aufgabenerfül-
lung der Justiz – über das bereits bestehende Maß hinaus! – weiter gefährden 
würde?

Eine erstklassige Daseinsvorsorge, zu der auch die Justiz gehört, erfordert eine stärkere 
Investitionspolitik. Wir fordern die Abschaffung der Schuldenbremse (Investitionsbrem-
se), damit öffentliche Aufgaben – einschließlich der Justiz – über eine gerechte Besteue-
rung von großen Vermögen und durch Kredite ausreichend finanziert werden können.

8. Welchen Reformbedarf sehen Sie, um die objektive Arbeit der Staatsanwalt-
schaften zu gewährleisten? (Inwieweit) setzen Sie sich für eine unabhängige 
Staatsanwaltschaft ein, insbesondere für die Abschaffung/Einschränkung des 
ministeriellen Weisungsrechts?

Wir setzen uns dafür ein, die Weisungsgebundenheit der Beamt*innen der Staatsan-
waltschaft nach § 146 Gerichtsverfassungsgesetz abzuschaffen, um ihre objektive Ar-
beit zu gewährleisten.

9. Wie muss aus Ihrer Sicht der Verfassungsgerichtshof geschützt werden?

Wir fordern, den Schutz der Justiz und demokratischer Grundwerte durch eine Antifa-
schismus-Klausel in der Landesverfassung zu verankern. Damit werden alle staatlichen 
Institutionen auf die aktive Verteidigung der demokratischen Ordnung verpflichtet.

10. Welche Schutzmaßnahmen sollten in der Landesverfassung verankert werden? 
Welche Maßnahmen bedürfen Gesetzesänderungen?

In der Landesverfassung von Baden-Württemberg wollen wir folgende Schutz- und Ge-
staltungsmaßnahmen festschreiben:

Antifaschismus-Klausel: Einführung einer Klausel, die alle staatlichen Institutionen ver-
pflichtet, aktiv an der Zurückdrängung der extremen Rechten mitzuwirken.

Demokratisierung der Richterernennung: Richterinnen und Staatsanwältinnen sollen 
künftig ausschließlich durch Richter*innenwahlausschüsse ernannt werden, um den 
Einfluss des Justizministeriums auf Karrieren zu beenden.

Justizielle Selbstverwaltung: Die Einführung von Justizräten soll gesetzlich geregelt wer-
den, damit die Justiz ihre Aufgaben eigenständig verwalten kann.

Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft: Die Weisungsgebundenheit von Beamt*innen 
der Staatsanwaltschaft nach § 146 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) soll abgeschafft 
werden.
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11. Halten Sie größere Anstrengungen der Justiz im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 
und Rechtsstaatsschulung für notwendig? Sollten dafür gesondert Mittel be-
reitgestellt werden? Wie könnte sichergestellt werden, dass dies ohne eine politi-
sche Einflussnahme durch das Justizministerium erfolgt?

Wir halten eine unabhängige Vermittlung rechtsstaatlicher Werte für notwendig. Diese 
sollte ähnlich wie die Wissenschaftskommunikation unabhängig von politischer Ein-
flussnahme (z. B. durch eine eigenständige Agentur oder Stiftung) organisiert und fi-
nanziert werden.

Proberichterkonzept/Attraktivität für Neueinsteiger

1. Unterstützen Sie eine besondere Interessenvertretung der Berufseinsteiger* 
innen (bis zur Planmäßigkeit ca. 4 - 6 Jahre) in den Mitwirkungsgremien?

Wir unterstützen die Stärkung von Mitbestimmungsrechten für alle Beschäftigtengrup-
pen, was auch eine spezifische Repräsentation von Berufseinsteiger*innen in Mitwir-
kungsgremien einschließt.

2. Halten Sie eine Einführungsphase von einem Jahr für Proberichter*innen mit 
einer Reduzierung von Verfahrenseingängen und -bestand für sinnvoll, um ei-
nen Berufseinstieg mit realistischen Leistungserwartungen zu ermöglichen und 
hinreichende Zeit für Fortbildungen, Hospitationen und Mentoring zu lassen?

Um einen realistischen Berufseinstieg zu ermöglichen, befürworten wir Entlastungsmo-
delle wie eine einjährige Einführungsphase mit reduzierten Fallzahlen, um Raum für 
Fortbildung und Mentoring zu schaffen.

3. Sollten aus Ihrer Sicht insbesondere die Einführungsphase begleitende Fortbil-
dungen zum einen im Bereich Kommunikationsfähigkeiten und Gesprächsfüh-
rung zum anderen im Bereich Praxisreflexion, Berufsethos und Professionsethik 
durchgeführt werden?

Wir befürworten eine modulare Fortbildungspflicht, die durch ausreichende und hoch-
wertige Angebote flankiert wird. Dies schließt eine Modernisierung der juristischen 
Ausbildung ein, um den gestiegenen Anforderungen (z. B. Digitalisierung) gerecht zu 
werden.

4. Sollten insbesondere die Eingangsgehälter erhöht werden, um die Justiz für 
Berufseinsteiger attraktiver zu machen?

Um im Wettbewerb um die besten Köpfe zu bestehen, fordern wir eine amtsangemes-
sene Besoldung, die sich am europäischen Durchschnitt orientiert und eine Rückkehr 
zur bundeseinheitlichen Besoldung anstrebt.
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Ausstattung der Justiz

Der Rechtsstaat kostet Geld. Ohne eine angemessene Ausstattung mit Personal und 
Ressourcen lassen sich keine rechtsstaatlichen Verfahren führen - weder in der Verwal-
tung, noch bei der Polizei oder der Justiz. Deutschland liegt im europäischen Vergleich 
bei der Besoldung von Richter*innen und Staatsanwält*innen insbesondere im Ein-
gangsamt weit hinten. Die Jahresbezüge deutscher Richterinnen und Richter zu Beginn 
ihrer Laufbahn sind im Vergleich zu den bundesweiten Durchschnittsgehältern insge-
samt die niedrigsten in der Europäischen Union. Das BVerfG hat im Jahre 2020 die Be-
soldung des Landes Berlin für Richter*innen als verfassungswidrig zu niedrig beurteilt. 
Schließlich hat die EU-Kommission Deutschland mehrfach – zuletzt 2023 – aufgefordert, 
für eine angemessene Bezahlung der Richter*innen in Deutschland Sorge zu tragen.

1. Eine amtsangemessene Besoldung ist ein zentrales Instrument zur Personalre-
krutierung und Personalbindung. Werden Sie für eine Anpassung der Gehälter 
im höheren Justizdienst zumindest auf europäisches Durchschnittsniveau eintre-
ten?

Wir fordern eine bessere finanzielle Ausstattung der Justiz und eine Rückkehr zur Amts-
angemessenheit der Vergütung. Um einen Wettbewerb zwischen den Bundesländern 
zu vermeiden, streben wir eine Rückkehr zu einer bundeseinheitlichen Besoldung an.

2. Die aktuell verwendete Personalbedarfsberechnung Pebb§y (auf der Grundlage 
von Daten aus dem Jahre 2014) weist für viele Gerichte und insbesondere die 
Staatsanwaltschaften seit Jahren eine deutliche Unterschreitung der Mindest-
ausstattung aus. Besonders im Service-Bereich gab es in den letzten Jahren und 
gibt es auch aktuell dramatische Engpässe. Werden Sie sich für eine angemesse-
ne Personalausstattung einsetzen?

Wir setzen uns für eine angemessene Personalausstattung der Justizbehörden ein, da-
mit diese ihre ständig wachsenden Aufgaben bewältigen können und rechtliche Anlie-
gen nicht wegen Geringfügigkeit oder Personalmangel liegen bleiben.

3. Seit 2019 wurde die elektronische Akte bei den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften eingeführt. Es gibt nach wie vor einen erheblichen Mehraufwand, zu-
letzt durch die Einführung der E-Akte Straf. Gleichzeitig mangelt es an hinrei-
chenden Schulungsangeboten, einer zeitnahen Umsetzung von Verbesserungs-
vorschlägen aus der Praxis und einer effektiven Evaluation von Leistung, Daten-
sicherheit und Ergonomie. Sind Sie bereit, die dafür notwendigen Mittel bereit-
zustellen?

Wir fordern eine Digitalisierungsoffensive, die nicht zur Mehrbelastung führt, sondern 
die Arbeit erleichtert. Dies erfordert erhebliche Investitionen in Schulungen, Datensi-
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cherheit und Ergonomie, die wir durch die Abschaffung der Investitionsbremse finan-
zieren wollen.

Die notwendigen Ressourcen für die Justiz richten sich aber auch ganz wesentlich nach 
den zu erfüllenden Aufgaben. Eine Aufgabe der Politik, insbesondere bei sinkenden 
Staatseinnahmen, besteht in der Priorisierung von Aufgaben. 

4. Es fehlt nach wie vor ein effektives Mittel, um Massenverfahren effizient zu erle-
digen. Zentrales Element muss der Ausschluss individueller Klagen als Regelfall 
bei identischen Fallgestaltungen sein (opt-out-Verfahren). Würden Sie in diesem 
Sinne initiativ werden?

Wir unterstützen die Stärkung kollektiver Rechtsdurchsetzung durch Sammelklagen 
und ein umfassendes Verbandsklagerecht. Dies soll Betroffene von der aufwendigen 
individuellen Durchsetzung ihrer Rechte entlasten.

5. Welche Möglichkeiten einer materiell-rechtlichen Entkriminalisierung sehen 
Sie?

Wir fordern die Entkriminalisierung des Fahrens ohne Ticket (Schwarzfahren), da wir 
uns gegen diese Kriminalisierung von Armut wehren.

6. Welche Prioritäten bei der Strafverfolgung sind aus Ihrer Sicht besonders 
wichtig? Wäre es sinnvoll, statt gängiger Bagatelldelikte (einfache Beleidigungen 
gegenüber Amtsträgern, Betäubungsmittelkriminalität, aufenthaltsrechtliche 
Verstöße, Schwarzfahren) die knappen Ressourcen eher im Bereich der Bekämp-
fung von häuslicher Gewalt, organisierter Kriminalität und Wirtschaftskriminali-
tät einzusetzen?

Statt Bagatelldelikte zu verfolgen, wollen wir Ressourcen bündeln für die Bekämpfung 
von häuslicher und sexualisierter Gewalt, organisierter Kriminalität, Finanzkriminalität 
(wie Cum-Ex) sowie rechten Netzwerken in Behörden. Wir fordern zudem ein härteres 
Unternehmensstrafrecht.

Vielen Dank!

Mit freundlichen Grüße

Dr. Frank Bleckmann
Sprecher des Landesvorstandes
NRV Baden-Württemberg


